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Für den Europäischen Rat der Staats- und Regierungschefs war 1986 ein Jahr der
Konsolidierung und der schöpferischen Pause. Nach den weitreichenden Be-
schlüssen des Vorjahres über die Erweiterung der Gemeinschaft um Spanien und
Portugal und die Reform der Römischen Verträge gelangte die Gemeinschafts-
politik in eine ruhige Phase, die zumindest im zweiten Halbjahr durch das Fehlen
dramatischer Akzente gekennzeichnet war. Rein äußerlich wurde das Innehalten
und Atemholen vor neuen Taten dadurch sichtbar, daß die Staats- und Regie-
rungschefs im Gegensatz zu ihrer bisherigen Übung im Jahre 1986 nur zweimal
statt dreimal zusammenkamen.

Zwei Gründe waren dafür maßgebend: zum einen wollte die niederländische
Präsidentschaft demonstrativ vermeiden, daß die Frühjahrstagung des Europä-
ischen Rates politisch und taktisch mit den Parlamentswahlen im Mai in Verbin-
dung gebracht werde; der üblicherweise im März tagende Rat wäre mit dem hol-
ländischen Wahlkampf zeitlich zusammengefallen. Zum anderen wurde schon
seit längerem die Frage laut, ob drei Gipfeltreffen der Regierungschefs nicht des
Guten zuviel seien, zumal da sich die Zwölf ohnehin bei vielen anderen interna-
tionalen Treffen sehen. Im Verlauf des Jahres zeigte sich, daß die Streichung der
Frühjahrssitzung von niemandem bedauert wurde. Es bleibt abzuwarten, ob die
Staats- und Regierungschefs im Jubiläumsjahr 1987, dreißig Jahre nach Unter-
zeichnung der Römischen Verträge, zum Turnus der drei Sitzungen zurückkeh-
ren oder es bei den zwei Treffen belassen.

Das insgesamt ruhige Jahr brachte für die Regierungschefs einen deutlichen
Themenwechsel mit sich: während es in den vorausgegangenen Jahren vorwie-
gend um die Binnenpolitik und die strukturelle Fortentwicklung der Gemein-
schaft ging, standen 1986 Fragen der Außenpolitik und der allgemeinen politi-
schen Zusammenarbeit im Vordergrund der Beratungen. So dominierte auf der
ersten Ratssitzung in Den Haag das Thema Südafrika; im späteren Jahresverlauf
traten die Bekämpfung des internationalen Terrorismus, das Verhältnis der Ge-
meinschaft zu Syrien sowie die wachsenden Sorgen der Regierungen über die Im-
munschwäche AIDS und den Drogenkonsum in den Vordergrund.

Auf der Londoner Konferenz im Dezember, von der britischen Präsidentschaft
bewußt als „Gipfel der Harmonie und des Erfolges" geplant, diskutierten die
Staats- und Regierungschefs mehr über Terrorismus, Drogen und AIDS als über
die drohende Zahlungsunfähigkeit oder die Überschußproduktion in der Land-
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Wirtschaft. Das Ost-West-Verhältnis, das zu Sorgen Anlaß gebende Handelskli-
ma zwischen der EG und den Vereinigten Staaten und die Türkei-Frage wurden
lediglich gestreift. Daß die Regierungen keinen Anlaß sahen, sich mit dem inne-
ren Zustand der Gemeinschaft, der offen zutage tretenden Haushaltskrise, den
unseligen Agrarüberschüssen und dem nach der Erweiterung aufbrechenden
,Nord-Süd-Konflikt' zu beschäftigen, brachte ihnen manche Kritik ein1. Auch
Kommissionspräsident Jacques Delors nahm am Jahresschluß kein Blatt vor den
Mund und zeigte sich mit dem Londoner Ratsgipfel offen unzufrieden2.

Wer geglaubt hatte, daß die Hinwendung der Regierungschefs zu den außen-
politischen und gesundheitspolitischen Themen von weniger Streit und mehr
Übereinstimmung begleitet sei, sah sich getäuscht. Es zeigte sich bald, daß das
beachtliche Konfliktpotential der Zwölf vor dem Verhältnis zu Südafrika oder
der intensiveren Terrorismusbekämpfung keineswegs halt machte. Besonders die
Konferenz in Den Haag war von Anfang an durch heftige Gegensätze zwischen
den Befürwortern einer harten Haltung gegenüber der Regierung Pieter Bothas
und den Kritikern von Sanktionen gekennzeichnet; und es hätte nicht viel ge-
fehlt, daß die Regierungschefs im Streit über die ,richtige' Politik gegenüber Süd-
afrika auseinandergegangen wären. Vor allem London, Bonn und Lissabon stell-
ten, aus zum Teil unterschiedlichen Gründen, den Sinn wirtschaftlicher Restrik-
tionen prinzipiell in Frage. Demgegenüber bestanden Niederländer, Dänen, Ita-
liener und Griechen mit Härte auf einem deutlichen Signal an die Kap-Republik,
die Apartheid zu reformieren und die politischen Gefangenen freizulassen. Nur
mit Mühe gelang es, sich auf einen Kompromiß zu einigen, der für die meisten
Beobachter aus „leeren Drohungen" bestand und der Regierung in Kapstadt
kaum wehtun konnte3.

Sowohl die zwei Kundschafterreisen, die der britische Außenminister Sir
Geoffrey Howe im Anschluß an den Haager Gipfel in die Länder des südlichen
Afrika unternahm, wie auch die technische Umsetzung der Sanktionsbeschlüsse
zeigten, daß die Kritiker recht behalten: die südafrikanische Regierung zeigte
sich weitgehend unbeeindruckt. Als später einzelne amerikanische Konzerne,
darunter General Motors, IBM und Coca-Cola, ihren Rückzug aus Südafrika an-
kündigten, schien dies mehr zu schmerzen als der in Den Haag verhängte Import-
stopp von Stahl, Eisenerz und Goldmünzen sowie das Verbot der ohnehin fast
zum Stillstand gekommenen Neuinvestitionen.

Daß die Dezember-Sitzung der Regierungschefs weniger kontrovers verlief,
lag nicht nur an der Regie der britischen Regierungschefin. Die Außenminister
hatten Vorschläge zur intensiveren Bekämpfung des Terrorismus sorgfältig vor-
bereitet, nachdem sie sich im Oktober in Luxemburg heillos zerstritten hatten.
Die übrigen Themen boten nur geringe Angriffsflächen; fast im Vorübergehen
verständigte man sich auf ein Programm zur Stärkung der Beschäftigung, vor al-
lem bei kleinen und mittleren Unternehmen. Eher summarisch wurde das Ost-
West-Verhältnis nach dem Treffen Präsident Reagans mit Parteichef Gorba-
tschow eingeschätzt, wobei Einigkeit darüber herrschte, daß die für die Europäer
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so wichtigen konventionellen Waffensysteme in die Abrüstungsgespräche einbe-
zogen werden sollten. Das von Sorgen nicht freie Verhältnis der Gemeinschaft zu
den Vereinigten Staaten, das ebenfalls kurz gewürdigt wurde, sprach Frau
Thatcher auf der abschließenden Pressekonferenz wie auch später in ihrem Re-
chenschaftsbericht vor dem Europäischen Parlament mit dem Satz an: „Alles,
was die Vereinigten Staaten schwächt, schwächt auch Europa und die freie
Welt"4. Damit war die Schwächung der Position Präsident Reagans nach den auf-
gedeckten Waffenverkäufen an den Iran gemeint. Wenige Wochen nach dieser
Mahnung versuchte Washington mit einer Politik der Stärke die EG im ,Mais-
krieg' zu weitreichenden Zugeständnissen zu zwingen.

Diese Bilanz wäre unvollständig, ohne den sich bereits vor der Londoner Rats-
tagung ankündigenden Konflikt über die ,Prioritätendiskussion' in der Gemein-
schaft zu erwähnen. Die Kommission wollte in London die Regierungschefs mit
den drei Existenzfragen der EG, der Haushaltssanierung, der Agrarreform und
dem besseren Zusammenhalt zwischen Nord und Süd, konfrontieren. Die briti-
sche Premierministerin lehnte aus zwei Gründen ab: erstens, weil damit der zeit-
liche Rahmen eines Gipfeltreffens gesprengt und gleichzeitig neuer Streit aufbre-
chen würde; zweitens, weil die Kommission noch keine detaillierten Vorschläge
ausgearbeitet habe. So wurde die dringend nötige Debatte über die Prioritäten
der erweiterten Gemeinschaft auf 1987 vertagt, was die Gastgeberin des Londo-
ner Gipfels in eine bequeme Position brachte5. So steht der Gemeinschaft nach
einem ruhigen Jahr eine „harte Bewährungsprobe" bevor6.

Die zwei Tagungen des Europäischen Rats
Den Haag 26727. Juni7

Schon vor der Haager Gipfelkonferenz war deutlich geworden, daß der amtie-
rende Ratsvorsitzende, Premierminister Ruud Lubbers, mit dem Thema Südafri-
ka einen „eigenen Akzent" setzen wollte8. Seit der Verhängung des Ausnahme-
zustands und der Zuspitzung der innenpolitischen Lage am Kap hatten sich die
Außenminister besorgt über die Zunahme der Gewalt geäußert, freilich in unter-
schiedlicher Intensität. Besonders die Niederländer, Dänen und Iren verlangten
Maßnahmen der EG gegen Südafrika, während London und Bonn vor übereilten
Schritten gegen die Regierung Pieter Bothas warnten. Vergeblich bemühten sich
Briten und Deutsche, der Ratstagung mit den von der Brüsseler Kommission
vorbereiteten Routine-Berichten über die wirtschaftliche Lage der Gemein-
schaft, die Vollendung des Binnenmarktes und die Energiesituation einen ruhi-
gen Verlauf vorzugeben; die Ratspräsidentschaft bestand auf einer Initiative der
Gemeinschaft gegen Südafrika.

Damit war die Kontroverse unter den zwölf Staats- und Regierungschefs vorge-
zeichnet. Selbst die bei früheren Auseinandersetzungen meist bewährte Methode,
zunächst die Außenministernach Kompromißmöglichkeiten suchen zu lassen, half
diesmal nichts. Unmittelbar vor Konferenzbeginn bemühten sie sich vergebens, ih-
ren Chefs einen von allen Mitgliedern unterstützten Vorschlag zur weiteren Bera-
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tung zu empfehlen. Allerdings waren die Außenminister Frankreichs, Irlands und
der Bundesrepublik nicht rechtzeitig zu der von Außenminister Hans van den Broek
kurzfristig einberufenen Sitzung erschienen, so daß sich niemand wunderte, daß die
Staats- und Regierungschefs ohne ein „Südafrika-Papier" ihrer Außenminister die
Diskussion beginnen mußten. Es schien, als ob sich Premierministerin Margaret
Thatcher vor der für August anberaumten Commonwealth-Konferenz in London in
der „Südafrika-Frage nicht präjudizieren lassen wollte"9.

Daß die Frage über Zweckmäßigkeit und Umfang von Sanktionen gegen die
Kap-Republik zum beherrschenden Thema der Ratstagung in Den Haag wurde,
lag nicht nur daran, daß der Ruf nach Maßnahmen in zahlreichen EG-Ländern
immer lauter wurde. Eine knappe Woche vor Konferenzbeginn hatten die politi-
schen Direktoren der Außenministerien einen umfangreichen Katalog von posi-
tiven' und ,negativen' Maßnahmen erörtert, der von Ausbildungshilfen für die
schwarze Bevölkerung bis zum Verbot der Start- und Landerechte der südafrika-
nischen Luftfahrtgesellschaft in den Ländern der Gemeinschaft reichte. Damit
war in Teilen der Öffentlichkeit der falsche Eindruck entstanden, als habe man
sich auf Beamtenebene bereits weitgehend auf ein bestimmtes Bündel von Re-
striktionen verständigt. In Anbetracht der sich daraus ergebenden Erwartungs-
haltung in der Öffentlichkeit gerieten die Regierungschefs in einen Zugzwang.
Der Versuch des britischen Außenministers Sir Geoffrey Howe, mit dem Vor-
schlag, eine Dreierdelegation nach Pretoria zu entsenden, vermittelnd in die Dis-
kussion einzugreifen, half nicht viel: die Öffentlichkeit erwartete ein „deutliches
Signal" von der Haager Konferenz10.

In den Beratungen der Regierungschefs stellte sich alsbald heraus, daß nicht
nur London und Bonn Bedenken gegen wirtschaftliche Sanktionen gegen Süd-
afrika hatten; auch Lissabon warnte vor der Verabschiedung eines Sanktionska-
taloges, der den bedrängten Schwarzen kaum helfen und das krisengeschüttelte
Land tiefer in die Isolierung treiben werde. Dies wurde damit in Verbindung ge-
bracht, daß etwa 600 000 portugiesische Emigranten aus den ehemaligen Kolo-
nialgebieten Mocambique und Angola in Südafrika leben und - überwiegend in
der Landwirtschaft - ihr Geld verdienen. Ministerpräsident Cavaco Silva ließ kei-
nen Zweifel daran, daß sie mit als erste die Maßnahmen der Europäer spüren
würden, wenn sich die Gemeinschaft auf Sanktionen verständigte. Der französi-
sche Staatspräsident Franc.ois Mitterrand und der spanische Ministerpräsident
Felipe Gonzales nahmen zwischen der ,Dreierachse' der Kritiker und der Grup-
pe der Befürworter eine mittlere Position ein, wobei insbesondere Gonzales
beim Aushandeln des Kompromisses eine entscheidende Rolle spielte.

Daß sich nicht die britische Premierministerin, sondern der deutsche Bundes-
kanzler zum Wortführer der Sanktionskritiker machte, kam für manche überra-
schend". Helmut Kohl kleidete seine prinzipielle Ablehnung von Retorsions-
maßnahmen freilich in eine politisch-taktische Frage. Man müsse sich darüber
klarwerden, wie man der Bevölkerung Südafrikas am besten helfen könne: mehr
unter Berücksichtigung ihrer Interessen oder mit Blick auf die Forderungen der
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europäischen Öffentlichkeit nach „Strafmaßnahmen". Nur zur Beruhigung der
heimischen Bevölkerung könne man dem bedrängten Land nicht helfen. Im übri-
gen wiederholte der Kanzler seine bereits am Bonner Kabinettstisch geäußerte
Ansicht, daß Sanktionen normalerweise ihr Ziel verfehlten. Außerdem mache es
keinen Sinn, die Einfuhr von Goldmünzen aus Südafrika zu beschränken, wäh-
rend der Bezug von Goldbarren nach Meinung der Befürworter ebenso ungehin-
dert weitergehen solle wie der Import strategisch wichtiger Rohstoffe wie Platin,
Mangan und Chrom. Dieser kritischen Sicht schlössen sich Margaret Thatcher,
Franc,ois Mitterrand und Cavaco Silva an.

Zunächst schien es, als ob sich die Kritiker weitgehend durchsetzen könnten.
Das hätte aber unweigerlich dazu geführt, daß die Ratstagung im Streit beendet
worden wäre. Damit Ministerpräsident Lubbers ein solcher Gesichtsverlust er-
spart wurde, einigte man sich auf eine ,Erklärung' zu Südafrika12, die zwar aus
sechs Punkten bestand, dem Inhalt nach jedoch weder die Sanktionsbefürworter
noch die -gegner zufriedenstellen konnte. Der Rat appellierte an die Regierung
Südafrikas, Nelson Mandela und die anderen prominenten Oppositionsführer
ohne Vorbedingung freizulassen sowie das Verbot des Afrikanischen National-
kongresses (ANC) und der übrigen Parteien aufzuheben. Außerdem wurde der
Regierung in Kapstadt eine Frist von drei Monaten gesetzt; sollten die Forderun-
gen nach schrittweiser Überwindung des Apartheid-Regimes nicht erfüllt wer-
den, sei ein Verbot von Neuinvestitionen sowie ein Importstopp für Kohle, Stahl,
Eisenerz und Goldmünzen nicht mehr auszuschließen.

Der Eindruck, daß der Rat zu „dürftigen Beschlüssen" Zuflucht genommen
habe, gründete sich hauptsächlich auf die befristete Verweigerung von konkreten
Restriktionen, mit denen man allenthalben gerechnet hatte13. Freilich übersah
man dabei, daß die Regierungschefs mit ihren Forderungen nach Freilassung von
Nelson Mandela und der Anerkennung des ANC „weit über ihre bisherigen Er-
klärungen hinausgegangen sind"14. Allerdings wurde auch vermerkt, daß der
„nationale Dialog zwischen der Regierung und den verschiedenen Gruppen im
Lande, wenn überhaupt, nur langsam werde Zustandekommen können."

Manche sahen schon in Den Haag voraus, daß die Beschlüsse der Regierungs-
chefs nicht weit tragen würden. Nachdem Sir Geoffrey Howe zweimal erfolglos in
Südafrika sondiert hatte, ob die Regierung wenigstens auf Teilgebieten zu Locke-
rungen der Apartheid bereit sei, setzten sich die Außenminister nach Ablauf der
Dreimonatsfrist Mitte September in Brüssel zu neuen Beratungen zusammen. Sie
konnten sich nur auf ein begrenztes Bündel wirtschaftlicher Sanktionen einigen: für
Eisen, Stahl und Goldmünzen wurde eine Einfuhrsperre verhängt, Neuinvestitio-
nen wurden unterbunden. Ein Kohleembargo, das die Kap-Republik besonders
empfindlich getroffen hätte, scheiterte am Widerstand Londons, Bonns und Lissa-
bons. Nach Berechnungen der Brüsseler Kommission und der Bundesregierung
hätten die Sanktionen auf den Handelsverkehr der EG mit Südafrika nur gerin-
ge Auswirkungen13. Dementsprechend negativ war das Echo in der Öffentlich-
keit.
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London 576. Dezember16

Im Vorfeld der Londoner Ratstagung kam es zu einem Konflikt zwischen der
britischen Ratsvorsitzenden Margaret Thatcher und Kommissionspräsident
Jacques Delors, der den Verlauf der Konferenz wie eine dunkle Wolke über-
schattete und auch in den Wochen danach nicht ausgeräumt werden konnte.
Während Delors darauf bestand, daß die Regierungschefs in London über die
drei Existenzfragen der Gemeinschaft - den Budgetausgleich, die Reform" der
Agrarpolitik und die bessere „Kohäsion" zwischen dem Norden und dem Süden
- sprechen sollten, wollte Frau Thatcher ein „fulminantes Feuerwerk" des Er-
folges und der publikumswirksamen Anregungen abbrennen17. Die von Delors
vorgeschlagenen Themen, die unweigerlich zu neuen Kontroversen geführt hät-
ten, sollten nach dem Willen von Frau Thatcher ausgeklammert und einer späte-
ren Erörterung vorbehalten bleiben. Statt dessen schlug die britische Regierungs-
chefin ihren Gästen vor, über ein Wachstums- und Beschäftigungsprogramm für
kleine und mittlere Unternehmen, über die Bekämpfung des Terrorismus und
des Drogenmißbrauchs, die Koordinierung der Asylantenpolitik und ein gemein-
sames Vorgehen gegen die Immunschwäche AIDS zu beraten - lauter Themen,
die zugleich populär und unstrittig waren.

So traten die Regierungschefs unter dem allgemeinen Eindruck zusammen,
daß Frau Thatcher wenige Wochen vor Weihnachten einer immer noch kriti-
schen Öffentlichkeit in Großbritannien zeigen wollte, daß die EG trotz der Etat-
und Agrarkrisen auf gutem Wege sei und zum Wohle der Bürger viele gute Taten
beschließen könne. Delors und ein Teil der Öffentlichkeit wollten der Premier-
ministerin in dieser Regie freilich nicht folgen: dieser Gipfel, so hieß es, sei we-
niger bemerkenswert für das, was diskutiert und beschlossen werde, als für das,
was nicht zur Sprache käme18. Mit seiner Bemerkung, daß er sich nicht „wie ein
Schuljunge" behandeln lasse, machte der Kommissionspräsident in aller Öffent-
lichkeit deutlich, daß sein Verhältnis zu Frau Thatcher getrübt sei. Nachdem die
Ratsvorsitzende eher summarisch die wirtschaftliche Lage der Gemeinschaft, die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die nur geringen Fortschritte bei der für
1992 geplanten Vollendung des Binnenmarktes angesprochen hatte, diskutierte
man lange und ausführlich über jene Themen, die die EG in den Augen der Bürger
aufwerten sollten: die gemeinsame Bekämpfung des Terrorismus, über die sich die
Außenminister auf ihrer Luxemburger Sitzung im Oktober noch nicht einig gewor-
den waren, über Drogenmißbrauch, Krebs und AIDS. Während des Abendessens
wurde dann - ebenfalls nur summarisch - über die Verteidigungspolitik „nach
Reykjavik" und die innenpolitische Situation in den Vereinigten Staaten nach der
Aufdeckung von Waffenlieferungen Washingtons an den Iran gesprochen. Ange-
sichts dieser Themenfülle blieb Delors nur wenig Zeit, die Sorgen der Gemeinschaft
über Haushalt, Landwirtschaft und Nord-Süd-Ausgleich vorzutragen.

Freilich übersehen manche Kritiker des Londoner „Volksgipfels", daß die
Kommission für die drei Existenzfragen der EG noch keine genauen Vorschläge
ausgearbeitet hatte; die Regierungschefs wußten nicht, worüber sie eigentlich
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hätten diskutieren sollen. Für die eher mittel- bis langfristig angelegten Ziele der
Haushaltssanierung, der Agrarreform und der besseren „Kohäsion" hatte die
Kommission zwei Szenarien entworfen: das erste sah vor, daß die Kommission
noch vor Jahresende drei „Dossiers" veröffentlichen sollte. Das zweite sah einen
diplomatischeren Weg vor: Delors sollte durch die Hauptstädte der Gemein-
schaft reisen und die Möglichkeiten für ein gemeinsames Handeln in den drei
Kernfragen der EG ausloten. Bei diesem zweiten Weg sollte die Kommission erst
nach der Rundreise des Präsidenten die drei „Dossiers" mit detaillierten Vor-
schlägen an die Regierungschefs veröffentlichen. In London einigte man sich, zur
Genugtuung nicht weniger Brüsseler Diplomaten, auf den zweiten Weg, der bes-
sere Aussichten auf Erfolg zu bieten schien als der erste. Mit dem schwierigen
Nachweis, daß die Zwölfer-Gemeinschaft dreißig Jahre nach ihrer Gründung zu
tiefgreifenden Reformen noch fähig sei, sahen sich die Regierungschefs im Jahr
1986 noch nicht konfrontiert. Dies mögen einige mit Erleichterung, andere dage-
gen mit Sorge gesehen haben. Bundeskanzler Kohl ließ bei seiner abschließen-
den Bewertung des Londoner Gipfels wissen, daß man angesichts der immer of-
fener zu Tage tretenden Haushaltskrise möglichst rasch zu Beschlüssen kommen
müsse, möglichst noch im ersten Halbjahr 1987.

Folgt man der Einschätzung, daß die Londoner Ratstagung weniger für das be-
merkenswert war, was offiziell beschlossen wurde, als vielmehr für das, was -
weil es kontrovers zu werden versprach - auf das Jahr 1987 verschoben wurde, so
sind folgende Ergänzungen nötig. Natürlich hatte sich die Kommission schon vor
der Londoner Tagung einige Gedanken darüber gemacht, wie es mittelfristig mit
der Gemeinschaft weitergehen solle. Die permanente Etatkrise, der „Nord-Süd-
Konflikt" zwischen dem „reicheren" Norden und dem „ärmeren" Süden über
das Wachstum der Strukturfonds und die Gefahr der Handlungsunfähigkeit
durch Selbstblockade wurden im zweiten Halbjahr 1986 allzu offenkundig; es sei
nur in Erinnerung gerufen, daß der Etat 1986 erst nach der Jahresmitte endgültig
verabschiedet werden konnte, nachdem er vom Europäischen Gerichtshof in Lu-
xemburg im Juli für ungültig erklärt worden war. Immer mehr Leute erkannten,
„daß es so mit der Gemeinschaft nicht weitergehen konnte"19.

So ging die Kommission im Laufe des Spätherbstes in Klausur und überdachte
die Vielzahl von Anregungen, die ihr von den verschiedensten Seiten entgegen-
gebracht wurden20. Was die Lösung der Etatkrise betrifft, so muß sich der Euro-
päische Rat auf folgendes Diskussionsmodell einstellen: läßt man einmal die Zöl-
le und sonstigen Abgaben beiseite, so hat die Kommission eine Vorliebe für die
Umstellung der an die Mehrwertsteuer-Einnahmen der Mitgliedsländer gebun-
denen Eigeneinnahmen entwickelt. Nicht mehr die Mehrwertsteuer, sondern das
Bruttoinlandsprodukt soll als „Wohlstandsindikator" gelten. Unter der Voraus-
setzung, daß die Eigeneinnahmen von 1,4 Prozent der Mehrwertsteuereinnah-
men auf 1,4 Prozent des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts umgestellt werden,
könnte nach Ansicht der Kommission die EG-Finanzverfassung auf eine dauer-
haft gesicherte Grundlage gestellt werden. Die bereits auf der Ratstagung in Fon-
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tainebleau ins Auge gefaßte Anhebung der an die Mehrwertsteuereinnahmen ge-
bundenen Mittel auf 1,6 Prozent schien Ende 1986 bei weitem nicht auszurei-
chen, um den wachsenden Anforderungen in der Agrar- wie in der Strukturpoli-
tik gerecht zu werden.

Im Kampf gegen die Überschüsse in der Landwirtschaft und beim besseren
„Nord-Süd-Ausgleich" zeichneten sich Ende 1986 weniger dramatische Ände-
rungen ab. Zur Verringerung der Butter-, Rindfleisch- und sonstigen Überschüs-
se versucht die Kommission, eine mittlere Linie zwischen radikalen marktwirt-
schaftlichen Lösungen und der Politik der Einkommenssicherung einzuschlagen.
Wie weit diese Position tragen werde, war am Jahresende ebenso wenig abzuse-
hen wie der Wunsch, die Strukturfonds zugunsten der Mittelmeerländer zu ver-
doppeln. Auch wenn sich der Europäische Rat erst 1987 mit den Schicksalsfragen
der EG befassen dürfte, war seine Abneigung gegen jede einseitige Aufstockung
der Einnahmen unverkennbar. Nur bei einer spürbaren Reduzierung der Ausga-
ben, vornehmlich für die Landwirtschaft, schienen die Regierungschefs zu be-
grenzten Einnahmesteigerungen bereit zu sein.
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